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Wie wenig die so oft beschworene Gemeinschaft der 
Nationen, gegen deren erklärten Willen auch kein Völker­
gewohnheitsrecht entstehen kann, im Jahre 1948 und da­
nach reif war für einen Menschenrechtskonsensus, wird 
übrigens schlagend durch die Kompliziertheit des Aus­
arbeitungsprozesses der UN-Konventionen über den Dop­
pelkatalog von Menschenrechten bewiesen, der nach 
20jähriger (!) Vorarbeit endlich 1966 zu einem Abschluß 
mit der einstimmigen Annahme beider Konventionen durch 
die UN-Vollversammlung kam, wobei „Abschluß“ geprahlt 
ist, denn erst zehn Jahre später hatten sich die für ihre 
Rechtsgültigkeit erforderlichen 35 Beitrittserklärungen zu 
dem multilateralen Menschenrechtsvertrag eingefunden — 
und dazu die offizielle Mitteilung des damaligen USA- 
Präsidenten Eisenhower an die Vereinten Nationen, die 
USA würden diesem Pakt nicht beitreten23, was sie bis 
heute auch nicht getan haben!

Es ist übrigens zutreffend bemerkt worden24, daß heut­
zutage die beiden Internationalen Konventionen über öko­
nomische, soziale und kulturelle Rechte sowie über politi­
sche und Bürgerrechte von 1966 die Ansichten der in den 
Vereinten Nationen kooperierenden Staaten über das, was 
gegenwärtig Menschenrechte darstellen, genauer zum Aus­
druck bringen als die Allgemeine Erklärung von 1948, und 
daß es diese beiden Konventionen sind, die nun die Grund­
lage für ein eventuell sich entwickelndes Gewohnheitsrecht 
bilden.

Selbstbestimmungsrecht des Volkes — 
erstes aller Menschenrechte

Wenn auch die Charta der Vereinten Nationen keine 
Rechtsquelle für Menschenrechte darstellt25, wenn es auch 
keinen allgemeinverbindlichen Völkerrechtskatalog von 
Menschenrechten gibt (seine Ausarbeitung und Ratifizie­
rung also Sache der kooperativen Tätigkeit der UN- 
Mitgliedstaaten ist), so gehört das grundlegende aller 
Menschenrechte, das Selbstbestimmungsrecht des Volkes, 
allerdings zum zwingenden Völkerrecht (ius cogens).

Indem die beiden erwähnten Konventionen von 1966 
jeweils in ihrem Art. 1 das Selbstbestimmungsrecht des 
Volkes an die Spitze der in ihnen formulierten und zur 
Ratifikation vorgeschlagenen Rechte und Pflichten des 
Menschen stellen (übrigens auf Antrag der Sowjetunion) 
und dieses Selbstbestimmungsrecht definieren als das Recht 
aller Völker, frei über ihren politischen Status sowie über 
ihre wirtschaftliche, soziale und kulturelle Entwicklung zu 
entscheiden, haben sie in der Tat dem demokratischen 
Mindestkodex — dem grundlegenden Recht jedes Men­
schen, als Glied seines Volkes an der Gestaltung der inne­
ren und äußeren Beziehungen der Gesellschaft mitzuwir­
ken — Völkerrechtsgeltung bestätigt.

Noch die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte von 
1948 erwähnte das Selbstbestimmungsrecht des Volkes nicht 
einmal. Sie hat damit der (verkehrten) Interpretation Vor­
schub geleistet, die Menschenrechtskonzeption der Vereinten 
Nationen folge dem individualistischen Strukturmodell der 
bürgerlichen Verfassungen, nach dem die Menschenrechte 
als Schranken der Volkssouveränität, als negiertes Selbst­
bestimmungsrecht des Volkes erscheinen. So wird von bür­
gerlicher Seite u. a. behauptet, das Selbstbestimmungsrecht 
des Volkes könne kein Menschenrecht sein, sondern nur die 
Voraussetzung der Menschenrechte.26 Wie soll aber diese 
Voraussetzung zustande kommen ohne die Existenz von 
Menschenrechten? Daß dieses Dilemma innerhalb einer 
individualistischen, Menschenrechte nicht als Prozeß und 
nicht als Rechte innerhalb einer Gesellschaft, sondern 
gegen sie interpretierenden Konzeption unlösbar ist, spricht 
freilich nicht gegen das Selbstbestimmungsrecht des Volkes 
als Menschenrecht, sondern gegen das undialektische Kon­
zept bürgerlicher Ideologen.

Indem das Selbstbestimmungsrecht des Volkes von den 
Vereinten Nationen als erstes aller Menschenrechte konzi­

piert ist, ist auch die Verbindung zwischen den allgemein 
anerkannten Regeln des Völkerrechts und den zwischen 
den Staaten vereinbarten Menschgnrechtskatalogen herge­
stellt: das Selbstbestimmungsrecht des Volkes gehört 
nämlich (Art. 1 und 103 der UN-Charta) zu den allgemein­
verbindlichen Grundprinzipien des Völkerrechts der Ge­
genwart! Die damit festgestellte Überlappung der universal 
anerkannten und der multilateral vereinbarten Normen des 
Völkerrechts in bezug auf die Menschenrechte ist nicht nur 
von struktureller, sie ist vor allem von inhaltlicher Bedeu­
tung: Das Selbstbestimmungsrecht des Volkes, d. h. sein 
durch keine Tradition oder Konvention aufhebbares Recht, 
ohne Einmischung von außen über seine politische, ökono­
mische und kulturelle Entwicklung (auch über sein Rechts­
und Menschenrechtssystem!) zu entscheiden, gibt der Men­
schenrechtskonzeption der Vereinten Nationen eine demo­
kratische, antjkolonialistische, antirassistische und friedens­
fördernde Richtung.

Dieses Völkerrechtsprinzip wird freilich total defor­
miert, statt angemessen interpretiert, wenn man das 
Selbstbestimmungsrecht in einen inneren und einen äuße­
ren Bestandteil auseinanderreißt und entgegen dem ein­
deutigen Wortlaut des Art. 1 der beiden Konventionen von 
1966, der von dem Recht aller Völker spricht, „ihren poli­
tischen Status zu bestimmen und ihre wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Entwicklung zu verfolgen“, das Recht 
auf „äußere Bestimmung“ darauf beschränkt, „frei die 
Unabhängigkeit oder die Vereinigung mit anderen Staaten 
zu wählen“, und das Recht auf „innere Bestimmung“ sich 
darin erschöpfen läßt, eine nichtautoritäre Regierung zu 
wählen.27 Das Selbstbestimmungsrecht des Volkes erlischt 
aber nicht in der staatlichen Souveränität und den Aktio­
nen einer frei gewählten Parlamentsregierung — es ist die 
potentiell allseitige Demokratie in Permanenz!

Wenn also die Regierung der BRD — und dies ausge­
rechnet in ihrem Menschenrechtsbericht an die Vereinten 
Nationen28 — die Ausübung des Selbstbestimmungsrechts 
des Volkes der DDR nicht zu akzeptieren bereit ist, verstößt 
sie damit gegen diejenige Bestimmung der Internatio­
nalen Konvention über politische und Bürgerrechte von 
1966 (Art. 1), die Bestandteil der allgemeinen Regeln des 
Völkerrechts ist, die man im Sinne der Wiener Konvention 
über das Recht der Verträge vom 23. Mai 1969 (Art. 53) für 
unabdingbar betrachten darf und nach Art. 25 des Grund­
gesetzes der BRD, der vom Bundesverfassungsgericht inso­
weit schon richtig interpretiert wird29, vorrangiger Be­
standteil der bundesrepublikanischen Rechtsordnung ist. 
Wenn der Außenminister der BRD sogar in seiner Rede vor 
der Vollversammlung der Vereinten Nationen mit dem 
Selbstbestimmungsrecht des Volkes, einem ius cogens des 
Völkerrechts, die interventionistische „Wiedervereini- 
gungs“- alias Einverleibungspolitik zu legitimieren trach­
tet30, dann musiziert er insoweit nach jener CDU/CSU- 
Melodie, wie sie im BRD-Bundestag schon mehrfach zu 
hören war.31

Wenn aber die Regierung eines Staates gegen den er­
klärten verfassungskonstituierenden Willen der Bevölke­
rung eines anderen Staates dessen Staatsvolk als ihrem 
eigenen zugehörig reklamiert, dann in der Tat handelt es 
sich um eine das Selbstbestimmungsrecht dieses Volkes und 
die zwischenstaatliche Friedensordnung negierende diplo­
matische Intervention. Diese steht zusätzlich im Wider­
spruch zu Art. 3 und 6 des Vertrages über die Grundlagen 
der Beziehungen zwischen der Deutschen Demokratischen 
Republik und der Bundesrepublik Deutschland vom
21. März 1972, wonach die Vertragsstaaten „sich der Dro­
hung mit Gewalt oder der Anwendung von Gewalt ent­
halten“ sowie „die Unabhängigkeit und Selbständigkeit' 
jedes der beiden’ Staaten in seinen inneren und äußeren 
Angelegenheiten“ respektieren.

Man kann natürlich auch die Augen völlig schließen, 
um einer angemessenen Betrachtung der Wirklichkeit zu 
entgehen. Das ist in diesem Zusammenhang in der BRD


